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des riesigen radioaktiven 
Rückstandpotentials aus drei-
ßig Jahren der vierzigjährigen 
Uranbergbauzeit in dem dicht 
besiedelten Gebiet Ostthürin-
gens. Die Erzschlämme der 
Becken Culmitzsch und Trün-
zig bilden dabei die größten 
gefährlichen Langzeit- bzw. 
Ewigkeitspotentiale der Wis-
mut GmbH überhaupt. Gegen 
die In situ-Verwahrung an Ort 
und Stelle gab es vor und nach 
der politischen Wende immer 

Vorbehalte, vor allem wegen 
der unzureichenden bzw. nicht 
vorhandenen Abdichtungen in 
den Untergrund. Ein entschei-
dender Kompromiss im da-
maligen demokratischen Fin-
dungsprozess stellte die Aus-
sage dar, dass eine Sanierung 
erfolgen wird, die das Ein-
dringen von Oberflächenwas-
ser zu den Tailings verhindert 
und diese über die Jahre aus-
trocknen lässt. Der verwal-
tungstechnische Genehmi-

gungsprozess hat über das 
bundesdeutsche Bergrecht die-
sen Kompromiss schrittweise 
aufgelöst. Selbst Oberflächen-
abdichtsysteme von Müll- und 
Sonderdeponien auf einfacher 
mineralischer Basis erfüllen 
die Forderung der „trockenen“ 
Verwahrung. Es ist daher 
nicht akzeptabel, dass ein ko-
stenoptimiertes Abdecksystem 
ohne Dichtung für die dimen-
sional größte radioaktive Alt-
last Deutschlands gewählt wird.

(1) Entwurfsplanung der Consul-
ting u. Engineering GmbH –
C&E vom 25.10.12 
(2) Umweltbewertung zum Vor-
haben Endabdeckung IAA Cul-
mitzsch; Wismut GmbH – WIS-S 
293 vom 19.12.12
(3) Anforderungsschreiben des 
TLBA vom 28.01.2013 zur Stel-
lungnahme betroffener Kommu-
nen nach § 54 (2) BBergG 

Berichtigung 1

endlagerdialog.de

Im vorigen Heft Nr. 628-629 
vom 7. März 2013 wurde auf 
der Seite15 unter der Über-
schrift „endlagerdialog.de statt 
Gorlebendialog“ der Betreiber 
der Website http://endlagerdia
log.de versehentlich mit einem 
falschen Vornamen benannt. 
Er heißt richtig Dr. Michael 
Mehnert und nicht Arndt. Wir 
bitten, das zu entschuldigen.

Th. Dersee, Strahlentelex 

Berichtigung 2

WENDELSTEIN 7-X

In der vorigen Ausgabe Nr. 
628-629 vom 7. März 2013 
hieß es in dem Beitrag „Wie 
Forschungseliten und Behör-
den mit unserer Gesundheit 
spielen“ von Arndt Müller auf 
der Seite 14, Spalte 1 unter der 
Zwischenüberschrift „Weitere
Mängel dokumentiert“: „û 
oder auf den möglichen Aus-
tritt von kontaminiertem Kühl-
wasser in das öffentliche Ab-
wassersystem.“ Richtig soll es 
stattdessen heißen: „û oder 
auf den möglichen störfall-
bedingten Austritt von konta-
miniertem Kühlwasser in das 
Grundwasser.“ 

Niedersachsens rot-grüne Lan-
desregierung und Bundesum-
weltminister Peter Altmaier 
(CDU) haben sich am 24. 
März 2013 in Berlin auf einen 
Kompromiß zum Endlager-
suchverfahren geeinigt: Der 
Transport von Atombrennstä-
ben in das Zwischenlager in 
Gorleben und die „Erkun-
dung“ des dortigen Salzberg-
werks auf seine Eignung als 
Endlager für hochradioaktive 
Atomabfälle seien jetzt auf 
unbestimmte Zeit „eingestellt“ 
anstatt „ausgesetzt“. Ein End-
lagersuchgesetz, soll noch im 
Juni dieses Jahres, also vor 
der Neuwahl des Bundestages, 
von Bundestag und Bundesrat 
verabschiedet werden. Gegen-
über dem bisherigen Entwurf 
sei der Rechtsweg jetzt nicht 
nur auf das Bundesverfas-
sungsgericht beschränkt, son-
dern um den Zugang zur Ver-
waltungsgerichtsbarkeit und 
die Möglichkeit einer Ver-
bandsklage erweitert worden, 
wird erklärt. Eigentum an 
Salzrechten dürfe vorläufig 
nicht unter Bergrecht enteig-
net werden. Diverse Befug-
nisse blieben bei den Bundes-
ländern und würden vorerst 
nicht auf den Bund übertra-
gen. Die Festlegung der Zwi-
schenlager, in denen künftig 

anstatt in Gorleben hochradio-
aktiver Müll gelagert wird, 
werde der Bundesumweltmini-
ster mit den Bundesländern 
koordinieren. Eine 24 Mit-
glieder umfassende Bund-
Länder-Enquête-Kommission 
„Lagerung hochradioaktiver 
Abfallstoffe“ soll bis Ende 
2015 Grundsatzfragen für die 
dauerhafte Lagerung solcher 
Stoffe „erörtern und klären“. 
Dazu sollen auch die geologi-
schen Mindestanforderungen 
für ein Endlager gehören.

Die Zusammensetzung der End-
lager-Enquête ist noch unge-
klärt. Ihr sollen Abgeordnete, 
Vertreterinnen und Vertreter 
von Umweltverbänden, Reli-
gionsgemeinschaften, Wissen-
schaft, Wirtschaft und Ge-
werkschaften angehören. Die 
Empfehlungen dieser Kom-
mission sind rechtlich nicht 
bindend, sollen aber eine „ho-
he politische Bindungswir-
kung“ haben, heißt es.

Dafür soll Gorleben weiter im 
Auswahltopf bleiben, weil 
dort schon 1,6 Milliarden 
Euro verbaut wurden. Deshalb 
wird der neuen rot-grünen 
Landesregierung in Hannover 
nun der Bruch ihres Wahlver-
sprechens vorgehalten. Als 
„unausgegoren“ und „wenig 

hilfreich“ bezeichnete der 
Bund für Umwelt und Natur-
schutz Deutschland (BUND) 
die Einigung. Zu viele Fragen 
blieben offen, Gorleben müsse 
vorab als Standort ausge-
schlossen werden. Altmaier 
und der niedersächsische Mi-
nisterpräsident Stephan Weil 
(SPD) verfahren nach dem 
Prinzip „Wer nicht weiter 
weiß, gründet einen Arbeits-
kreis“ sagte der BUND-Vor-
sitzende Hubert Weiger.

Die Bürgerinitiative Umwelt-
schutz Lüchow-Dannenberg 
gab jetzt als Nr. 12 ihrer Bro-
schürenreihe „zur Sache“ eine 
Argumentensammlung für ei-
nen ehrlichen Neustart bei der 
Endlagersuche heraus und 
stellt die Frage, weshalb mit 
der Fixierung auf ein Endla-
gersuchgesetz im Parteienkon-
sens anstatt zuerst für einen 
gesellschaftlichen Konsens zu 
sorgen, der fünfte Schritt vor 
dem ersten gemacht werde.

Das Heft Nr. 12 der Lesereihe 
„zur Sache“ kann im Büro der 
Bürgerinitiative Umweltschutz Lü-
chow-Dannenberg gegen eine 
Spende von 3 Euro angefordert 
werden: Tel. 05841 4684 oder per 
Email buero@bi-luechow-dannen
berg.de

Kommentar
Mit der Form alleine funktio-
niere nichts. Struktur lasse 
sich zwar leicht schaffen, aber 
das Ziel werde dadurch nicht 
zum Allgemeingut, was je-
doch notwendig sei. Das er-
klärte Yôtarô Hatamura, Lei-
ter der japanischen Regie-
rungskommission zur Unter-
suchung der AKW-Havarie in 

Atommüll-Endlagerung

Endlager-Parteienkonsens: 
Gorleben soll weiter im Auswahl-
topf bleiben
Die künftigen Umweltkatastrophen werden bereits 
vorprogrammiert

http://endlagerdia
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Fukushima, anläßlich des zwei-
ten Jahrestags der Reaktoren-
katastrophe. Kontrolle und Or-
ganisationskompetenz als le-
diglich inhaltsleere Formsache 
identifizierte seine Kommis-
sion als eine maßgebliche Ur-
sache der Katastrophe.

Dieselbe Fehlsteuerung wird 
derzeit in Deutschland mit der 
Fixierung der verantwortli-
chen Politiker auf ein Endla-
gersuchgesetz im Parteienkon-
sens betrieben, anstatt zuerst 
einen gesellschaftlichen Kon-
sens zu befördern. Das berei-
tet den Boden vor für künftige 
Umweltkatastrophen mit End-
lagern. Für die Bewältigung 
einer Jahrtausendaufgabe ist 
mehr notwendig, als ein for-
males Regelwerk. Sie muß in-
haltlich von den Menschen 
über alle Unwägbarkeiten hin-
weg getragen werden.

Bereits im Jahr 2002 hatte der 
von der damaligen Bundesre-
gierung eingesetzte Arbeitskreis
Auswahlverfahren Endlager-
standorte (AkEnd) empfohlen, 
„vor der Suche nach einem 
Endlager einen gesellschaftli-
chen Diskurs durchzuführen, 
in dem die relevanten Interes-
sengruppierungen und die all-
gemeine Öffentlichkeit einen
Konsens über den Weg zur 
Auswahl eines Endlagerstand-
ortes erarbeiten.“ Das Ergeb-
nis dieses Diskurses sollte 
dem AkEnd zufolge dann po-
litisch und rechtlich festgelegt 
werden, um so dem Verfahren 
ein Höchstmaß an Legitimität 
zu geben.

Der AkEnd ist das Gremium, 
das sich bisher am intensiv-
sten mit der Endlagerproble-
matik inhaltlich und sachlich 
auseinandergesetzt hat. Seit 
inzwischen mehr als 10 Jahren 
wurden jedoch seine Empfeh-
lungen ignoriert und keinerlei 
Schritte in Richtung eines ge-
sellschaftlichen Diskurses un-
ternommen. Jetzt scheint es, 
als solle die Arbeit des AkEnd 
noch einmal von einer „Bund-
Länder-Enquête-Kommission“ 
wiederholt werden, um nicht 
mit der Bevölkerung reden zu 
müssen. Th.D. 

Strahlenschutz

Leiharbeiter in 
deutschen AKW
Sie sind höheren Strah-
lendosen ausgesetzt als 
das Eigenpersonal

In Deutschland waren im Jahr 
2010 in deutschen Kernkraft-
werken insgesamt 32.391 be-
ruflich strahlenexponierte Per-
sonen tätig. Davon waren 
26.636 sogenanntes Fremd-
personal (Werk- und Leihar-
beitsbeschäftigte). Das geht 
aus einer Antwort der Bundes-
regierung (Bundestagsdruck-
sache 17/12107 vom 17.01. 
2013) auf eine Kleine Anfrage 
der Bundestagsfraktion Die 
Linke hervor. Leiharbeiter wa-
ren im Jahresbericht des Bun-
desumweltministers zu Umwelt-
radioaktivität und Strahlenbela-
stung nicht mehr aufgetaucht.

Die Leiharbeiter ziehen von 
einem Atomkraftwerk zum 
nächsten, wo sie Reinigungs-, 
Handwerks-, Montage- sowie 
auch hochspezialisierte Tätig-
keiten, zum Beispiel in Atom-
kraftwerken während der Re-
vision, verrichten. Sie sind im 
Vergleich zur Stammbeleg-
schaft schlechter bezahlt, ha-
ben weniger Rechte und in der 
Regel eine schlechtere Ausbil-
dung. Gleichzeitig werden sie 
für die am meisten belasten-
den und gesundheitsgefähr-
denden Arbeiten eingesetzt. 
Einer Antwort der Bundesre-
gierung aus dem Jahr 2011 
(Bundestagsdrucksache 17/
6031 vom 1.8.2011) zufolge, 
ebenfalls auf eine Kleine An-
frage der Fraktion Die Linke, 
ist die durchschnittliche Jah-
resdosis für die Leiharbeiter 
seit 1992 konstant deutlich 
höher als die durchschnittliche 
Dosis des Eigenpersonals und 
zwar um etwa 80 Prozent.

Wenn die Werk- und Leihar-
beitsbeschäftigten ihre maxi-
mal zulässige Strahlendosis 
erreichen, bekommen sie ein 
Beschäftigungsverbot und wer-
den gegen andere Beschäftigte 
ausgetauscht. 
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